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Ostseebad Boltenhagen

Beschlussvorlage

Federführend:
Bauwesen

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Verfasser:

GV Bolte/17/11973
öffentlich
26.10.2017
Maria Schultz

Satzung über die 1. Änderung des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes Nr. 8 "Strandhotel" der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen 
im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB
Hier: Beschluss zum erneuten Entwurf und zum verkürzten Ausle-
gungsverfahren
Beratungsfolge:
Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

Ausschuss für Gemeindeentwicklung, Bau, Verkehr 
und Umwelt der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen
Gemeindevertretung Ostseebad Boltenhagen

Sachverhalt:
Die Gemeinde Ostseebad Boltenhagen führt die Aufstellung der 1. Änderung des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes Nr. 8 "Strandhotel" im beschleunigtes Verfahren für Bebau-
ungspläne der Innenentwicklung gemäß § 13a Baugesetzbuch (BauGB) durch.
Der Entwurf der Satzung über die 1. Änderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
Nr. 8 sowie der zugehörigen Begründung und der zugehörige Vorhaben- und Erschließungs-
plan wurden für die Dauer eines Monats vom 20. Juli 2017 bis 22. August 2017 öffentlich 
ausgelegt. 
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden nach § 13a Abs. 2 Nr. 1 
BauGB in Verbindung mit § 13 Abs. 2 Nr. 3 und § 4 Abs. 2 BauGB parallel beteiligt. Die Ab-
stimmung mit den Nachbargemeinden wurde gemäß § 2 Abs. 2 BauGB durchgeführt. 
Im Ergebnis der Beteiligungsverfahren ergeben sich Stellungnahmen von Behörden und 
sonstigen Trägern öffentlicher Belange. Stellungnahmen der Öffentlichkeit wurden im Rah-
men der öffentlichen Auslegung nicht abgegeben. Es ergeben sich:

- zu berücksichtigende Anregungen und Stellungnahmen,
- teilweise zu berücksichtigende Anregungen und Stellungnahmen
- nicht zu berücksichtigende Anregungen und Stellungnahmen.

Im Rahmen der Abwägung wurden gemäß § 1 Abs. 7 BauGB die öffentlichen und privaten 
Belange gegeneinander und untereinander gerecht abgewogen. Die Planunterlagen wurden 
gemäß Abwägungsprozess angepasst bzw. ergänzt.

Aufgrund von nachträglich eingegangenen Änderungswünschen, zuletzt am 26.10.2017 auf-
grund der Abstimmungen vom 23.10.2017, ergeben sich Änderungen, die zur Rechtssicher-
heit einer erneuten Auslegung bedürfen. Es ist ein erneuter Entwurfs- und Auslegungsbe-
schluss zu fassen, der insbesondere folgende Punkte regelt:

1. Zulässigkeit der Überdachung von Terrassen in Richtung Strandpromenade, die bis-
her nicht möglich ist.

2. Klarstellungen zu Abtragungen zwischen Dünenhaus und Sauna.
3. Zulässigkeit des Vordaches in Richtung Ostseeallee.
4. Klarstellung zur Nebenanlage für Abfallbehälter (eingefriedet).
5. Sonstige redaktionelle Anpassungen im Bereich von Terrassen, Vordächern und am 

Übergang zum Dünenhaus.

Beschlussvorschlag:
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Die Gemeindevertretung der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen beschließt:

1. Die erneuten Entwürfe der Planzeichnung (Teil A), des Textes (Teil B) sowie die Örtli-
chen Bauvorschriften über die äußere Gestaltung baulicher Anlagen und der Begrün-
dung inklusive Umweltbericht werden gebilligt und für das weitere Beteiligungsverfah-
ren bestimmt.

2. Die erneuten Entwürfe der Planzeichnung (Teil A), des Textes (Teil B) sowie die Örtli-
chen Bauvorschriften über die äußere Gestaltung baulicher Anlagen und der Begrün-
dung inklusive Umweltbericht sowie die bereits vorliegenden umweltbezogenen Stel-
lungnahmen sind verkürzt auf die Dauer von 2 Wochen gemäß § 3 Abs. 2 i.V.m. § 4a 
Abs. 3 BauGB erneut öffentlich auszulegen. Die nach § 4 Abs. 2 BauGB Beteiligten 
sollen von der Auslegung benachrichtigt werden. Es wird bestimmt, dass Stellung-
nahmen nur zu den geänderten und ergänzten Teilen abgegeben werden können; 
hierauf ist in der erneuten Bekanntmachung nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB hinzuwei-
sen.

3. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind nach § 4a Abs. 3 i.V.m. 
§ 4 Abs. 2 BauGB in angemessener Frist am Planverfahren erneut zu beteiligen. 

4. Auf eine erneute Abstimmung mit den Nachbargemeinden nach § 2 Abs. 2 BauGB 
kann verzichtet werden.

5. In der Bekanntmachung der erneuten Öffentlichkeitsbeteiligung ist anzugeben, dass 
nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den 
Bebauungsplan nach § 4a Abs. 6 BauGB unberücksichtigt bleiben können, wenn die 
Gemeinde Ostseebad Boltenhagen deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen 
müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Bebauungsplanes nicht von Be-
deutung ist.

6. Mit der Bekanntmachung zur erneuten Öffentlichkeitsbeteiligung ist darauf hinzuwei-
sen, dass bei Aufstellung eines Bebauungsplanes ein Antrag nach § 47 der Verwal-
tungsgerichtsordnung unzulässig ist, soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht 
werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet gel-
tend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können.

Finanzielle Auswirkungen:
Werden vom Vorhabenträger übernommen. 

Anlagen:
Plan
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